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1 Anlass und Ziel der Planung 

Mit der Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 „Jahnstraße“ soll die bisher im 

Bebauungsplan geltende Festsetzung als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Schulungs-

stätte“ entsprechend der tatsächlich vorherrschenden Nutzungen korrigiert werden und zukünf-

tige Entwicklungs- und Erweiterungsmöglichkeiten der Bestandsbebauung berücksichtigen. Es 

werden dabei für drei verschiedene Bereiche unterschiedliche Ziele formuliert. Für den ca. 

0,9 ha großen Bereich im Norden des Plangebiets werden die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen für eine zukunfts- und nachfrageorientierte Entwicklung und Umnutzung des Geländes 

des Sport- und Seminarcenters Radevormwald geschaffen. Im restlichen Plangebiet werden 

die bestehenden, etablierten Nutzungen Wohnen und Sportgelände planungsrechtlich gesi-

chert.  

Die Betreiberin des Sport- und Seminarcenters Radevormwald ist an die Stadtverwaltung mit 

dem Wunsch herangetreten, im Bereich der bestehenden Schwimmhalle barrierefreie Wohnun-

gen für Ältere, bei Bedarf mit einem Betreuungsangebot, oder für pflegebedürftige Jugendliche 

in Form eines Mehrfamilienhauses zu errichten. Die Wohnform wird vorerst als Wohngemein-

schaft ausgestaltet, kann in Zukunft abhängig vom tatsächlichen Bedarf auch in Einzelwohnun-

gen geändert werden. Damit soll dem in Radevormwald vorherrschenden dringenden Bedarf 

an Wohnraum für diese Bevölkerungsgruppen entgegengewirkt werden. Aktuell setzt der Be-

bauungsplan Nr. 50 für das Gelände ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Schulungs-

stätte“ fest. Zur Realisierung der Wohnbebauung muss das Planungsrecht an der Stelle geän-

dert werden. In dem Zusammenhang soll auch eine flexible Entwicklung des restlichen Grund-

stücks ermöglicht werden, sodass je nach Nachfrage und Bedarf mehr Wohnen oder Pflegean-

gebote sowohl für Ältere, als auch für Jugendliche errichtet werden können und die Beherber-

gungsstätte mit sportlichen Anlagen bis dahin weiter beibehalten werden kann. Mit der vorlie-

genden 4. Änderung ist es vorgesehen, für diesen Bereich ein Allgemeines Wohngebiet festzu-

setzen, mit dem Ziel einer nachhaltigen, zukunftsorientierten und bedarfsgerechten Entwick-

lung.  

In dem Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde seitens der Stadtverwaltung die Entschei-

dung getroffen, den restlichen Bereich des Sondergebiets „Schulungsstätte“ planungsrechtlich 

entsprechend der Bestandsnutzungen zu korrigieren. Die festgesetzte Nutzung wird zukünftig 

nicht mehr weiterverfolgt. Es wird angestrebt, die Wohngrundstücke Jahnstraße 25, 27 und 27a 

als Allgemeines Wohngebiet zu sichern. Das Sportgelände mit Wiesenflächen, Turnhalle samt 

Parkplatz sowie Vereinsheimgebäude wird als Fläche für Sport und Spielanlage festgesetzt, um 

diesen Bereich weiterhin für eine nachfragerechte Entwicklung des Sport- und Spielangebots 

zu sichern. Für beide Bereiche besteht also das Ziel der Bestandssicherung teilweise mit klei-

neren baulichen Entwicklungsmöglichkeiten. 

Mit der angedachten Überplanung einer erschlossenen und bereits bebauten Fläche innerhalb 

des Siedlungsgefüges wird das Plangebiet im Sinne der verantwortungsvollen Flächeninan-

spruchnahme und nach dem Gebot der Innen- vor Außenentwicklung gemäß § 1 Abs. 5 S. 3 

BauGB entwickelt. Damit soll dem Ziel der flächensparenden Inanspruchnahme von Grund und 

Boden entsprechend § 1a Abs. 2 BauGB ebenfalls Genüge getan werden. 

Aus den o.g. Gründen wird deutlich, dass die Aufstellung des Bebauungsplans für die städte-

bauliche Entwicklung und Ordnung gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) erforderlich ist. 

Der Bebauungsplan wird als Angebotsbebauungsplan gemäß § 2 BauGB i. V. m. § 13a BauGB 
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aufgestellt. Auch wenn für eine Teilfläche eine Investorin hinter der Planung steht, sind die Vo-

raussetzungen für einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan (gemäß § 12 BauGB) nicht ge-

geben. Es gibt noch keinen fortgeschrittenen Hochbauentwurf für den nördlichen Bereich des 

Plangebiets. Er soll abschnittsweise entwickelt werden und dem zukünftigen Bedarf entspre-

chen können, um auf sich verändernde Rahmenbedingungen reagieren und die Flächenent-

wicklung nachhaltig gestalten zu können. Darüber hinaus spricht die Überplanung des restli-

chen Bereiches des Sondergebiets gegen einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Um 

Ressourcen und Kosten zu sparen, wurde seitens der Stadtverwaltung entschieden, den ge-

samten Bereich des Sondergebiets im Rahmen eines gemeinsamen Bauleitplanverfahrens zu 

überplanen. Die Kosten für die Aufstellung des Bebauungsplans, wie notwendige Gutachten, 

Vermesser sowie Erstellung der Planunterlagen werden zwischen der Investorin und Stadtver-

waltung entsprechend der Größen der Teilbereiche aufgeteilt. Dies wurde durch eine Planungs-

kostenvereinbarung gesichert, welche zwischen der Stadt und der Investorin geschlossen 

wurde. 

 

 

2 Verfahren 

Der Aufstellungsbeschluss zur 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 wurde am 04.09.2025 

vom Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt der Stadt Radevormwald gefasst. Im Zeitraum 

vom 08.10.2025 bis 10.11.2025 hat die frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 2 Abs. 2, 3 Abs. 1 und 

4 Abs. 1 BauGB stattgefunden. Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

wurde die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung informiert. Die 

Öffentlichkeit bekam Gelegenheit mündlich oder schriftlich ihre Anregungen zur Planung vorzu-

tragen. Gemäß §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1 BauGB wurden die Nachbargemeinden sowie Behör-

den und sonstige Träger öffentlicher Belange frühzeitig über die Planung informiert und konnten 

sich in Form von Stellungnahmen zur Planung äußern. Zum Zeitpunkt des Aufstellungsbe-

schlusses sowie Durchführung der frühzeitigen Beteiligung bestand der Geltungsbereich ledig-

lich aus dem Gelände des Sport- und Seminarcenters Radevormwald. Im Nachgang wurde der 

Geltungsbereich Richtung Süden erweitert, um den gesamten Bereich des bislang festgesetz-

ten Sondergebiets planungsrechtlich zu ordnen. 

An die frühzeitigen Beteiligungen schließt sich nach Entwicklung eines konkreten Planentwurfs 

mit Begründung sowie aller notwendigen Anlagen die Veröffentlichung gemäß § 3 Abs. 2 

BauGB an. Hier sind die Pläne mit Begründung und den notwendigen Gutachten mindestens 

für die Dauer eines Monats im Internet zu veröffentlichen. Zusätzlich werden die Unterlagen im 

Rathaus öffentlich ausgelegt. Hierüber sind gemäß §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB auch die 

zu beteiligenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbarge-

meinden zu informieren, die innerhalb eines Monats ebenfalls eine Stellungnahme abgeben 

können. Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung wird durch den Ausschuss für Bauen, Stadt-

entwicklung und Digitalisierung gefasst. Mit dem Beschluss zur öffentlichen Auslegung wird 

auch die Erweiterung des Geltungsbereiches beschlossen. 

Wenn die im Rahmen der Veröffentlichung eingegangenen Stellungnahmen zu keiner wesent-

lichen Änderung des Bebauungsplanentwurfs führen, kann der Rat der Stadt Radevormwald 

den Bebauungsplan als Satzung beschließen. Mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlus-

ses wird der Bebauungsplan rechtskräftig. 



Bebauungsplan Nr. 50, 4. Änderung – Jahnstraße 

6 

 

 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 50, 4. Änderung kann im sogenannten beschleunig-

ten Verfahren (Bebauungspläne der Innenentwicklung) gem. § 13a BauGB erfolgen. Die Vo-

raussetzungen gem. § 13a Abs. 1 BauGB zur Durchführung dieses Verfahrens liegen vor: 

• Maßnahme der Innenentwicklung bzw. der Nachverdichtung, da sich das Plangebiet in in-

tegrierter Lage im Stadtgebiet befindet, bereits ein Bebauungsplan vorliegt und die Grund-

stücke selbst bereits bebaut sind. 

• Die zulässige Grundfläche liegt unterhalb 20.000 m², da die Größe des gesamten Plange-

biets bei rund 20.420 m² liegt und aufgrund der getroffenen Festsetzungen nicht vollständig 

bebaut werden kann. 

• Es wird kein Vorhaben begründet, das einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung unterliegt. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung eines Natura-2000-Gebietes. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Abs. 1 Bundesimmissi-

onsschutzgesetz (BImSchG) zu beachten sind. 

Von der Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 

nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener 

Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 

1 BauGB wird daher gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB abge-

sehen. § 4c BauGB zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen ist nicht anzuwen-

den. 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Radevormwald stellt für den Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes Nr. 50, 4. Änderung eine Sonderbaufläche gemäß § 1 Nr. 4 BauNVO mit den 

Zweckbestimmungen „Sportanlagen und Schulungsstätten“ dar. Bebauungspläne sind gemäß 

§ 8 Abs. 2 S. 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Da die geplanten Nutzun-

gen im Bebauungsplan Nr. 50, 4. Änderung nicht den Darstellungen des FNPs entsprechen, ist 

bei einem Bebauungsplanverfahren gemäß § 13a BauGB (beschleunigtes Verfahren) eine ent-

sprechende Anpassung des FNPs gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 

notwendig.  

 

 

3 Lage und Abgrenzung des Plangebiets 

Das Plangebiet befindet sich im Norden des Stadtgebietes der Stadt Radevormwald 650 m (Luft-

linie) vom Zentrum entfernt. 

Das ca. 2,0 ha große Plangebiet umfasst in der Gemarkung Radevormwald, Flur 29 die Flurstü-

cke 44 teilw., 102, 129 teilw., 143, 165, 202, 204, 212, 276, 270 teilw., 277 und 229. Das Plan-

gebiet liegt an der Jahnstraße und wird wie folgt begrenzt: 

• Im Norden durch Waldflächen, 

• im Osten durch das Gelände eines Tennisvereins (Jahnstraße 33) sowie die Jahn-
straße, 
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• im Süden durch das Grundstück des Wohngebäudes Jahnstraße 21 

• im Westen durch Waldflächen und das Stadion Kollenberg. 
 

Die Abgrenzung des Geltungsbereichs ist auch dem Übersichtsplan zu entnehmen: 

 

  

Stadtgebiet von Radevormwald mit Lage des Geltungsbereichs der 4. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 50 

(Quelle der Plangrundlage: www.tim-online.nrw.de / Land NRW (2025)) 

 

 

http://www.tim-online.nrw.de/
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Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 50, 4. Änderung  
(Quelle der Plangrundlage: www.tim-online.nrw.de / Land NRW (2025)) 

 

 

4 Übergeordnete oder sonstige Planungen 

 Landes- und Regionalplanung 

Im Rahmen der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung sind die übergeordneten Ziele 

der Raumordnung, d.h. der Landes- und Regionalplanung zu beachten. Demnach fließen die 

planerischen Vorgaben der Landesplanung und der Regionalplanung in die Bauleitplanung ein.  

Im derzeit gültigen Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) {1} wird die Stadt 

Radevormwald als Mittelzentrum festgelegt. Der Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebau-

ungsplans Nr. 50 ist als Siedlungsraum ausgewiesen. Die Ziele der Landesplanung werden 

durch den Regionalplan konkretisiert. 

Im aktuell gültigen Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln {2}, in Kraft getreten am 

29.10.2025, ist das Plangebiet als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. Gemäß 

dem Ziel Z1 des Regionalplans Köln ist im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung sicherzu-

stellen, dass die Siedlungsentwicklung innerhalb der im Regionalplan festgelegten Siedlungs-

bereiche erfolgt. 
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Die Ziele der Raumordnung werden somit gemäß § 1 Abs. 4 BauGB erfüllt. 

 

 Flächennutzungsplan 

Der seit 1977 wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Radevormwald {3} stellt den 

Planbereich derzeit als Sonderbaufläche mit den Zweckbestimmungen Sportanlagen und Schu-

lungsstätten gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO dar. 

 

Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Radevormwald,  
Bereich des Bebauungsplans Nr. 50, 4. Änderung  
(Quelle: Rio.obk.de / Oberbergischer Kreis (2025)) 

 

Die geplanten Arten der Nutzung Allgemeines Wohngebiet und Fläche für Sport- und Spielan-

lagen weichen von den Darstellungen des Flächennutzungsplans ab. Der Flächennutzungsplan 

wird daher im Wege der Berichtigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst. Dieser 

Bereich wird zukünftig als Wohnbaufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO sowie als Fläche 

für Sport- und Spielanlagen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 2 a) BauGB dargestellt.  

 

 Bebauungsplan 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 50 (rechtkräftig 

seit dem 15.01.1981) {4} sowie dessen 3. Änderung (Textbebauungsplan), die seit dem 

28.04.2026 rechtskräftig ist {12}. Dieser setzt für den Bereich ein Sondergebiet mit der Zweck-

bestimmung „Schulungsstätte“, mit maximal zwei Vollgeschossen, einer offenen Bauweise, ei-
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ner Grundflächenzahl von 0,4 und einer Geschossflächenzahl von 0,8 fest. Nebenanlagen ge-

mäß § 14 Abs. 1 BauNVO sowie genehmigungs-, anzeigepflichtige und genehmigungsfreie 

bauliche Anlagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen ausgeschlossen. Für 

Garagen gilt diese Ausschlusswirkung nicht. 

Aufgrund der getroffenen Festsetzung zur Art der Nutzung ist jede Nutzung, die nicht der „Schu-

lungsstätte“ dient, unzulässig. Um zukünftig eine nachhaltige und bedarfsorientierte Entwick-

lung des Plangebiets zu ermöglichen und die Bestandsnutzungen planungsrechtlich zu sichern, 

ist eine Änderung des Bebauungsplans notwendig. 

 

 Natur- und Landschaftsschutz 

Der Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 befindet sich vollständig au-

ßerhalb des Geltungsbereiches des derzeitig gültigen Landschaftsplans Nr. 11 des Oberbergi-

schen Kreises {5}. Der Landschaftsplan Nr. 11 „Radevormwald“ ist am 13.08.2019 in Kraft 

getreten und weist für den Geltungsbereich keine Entwicklungsziele aus. 

Innerhalb des Geltungsbereiches sowie in der unmittelbaren Umgebung bestehen keine 

Schutzgebiete gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), wie z.B. Naturschutzgebiete, 

Landschaftsschutzgebiete, Biotopverbundflächen, geschützte oder schutzwürdige Biotope. Das 

nächste Landschaftsschutzgebiet LSG-Radevormwald liegt im Norden ca. 85 m vom Plangebiet 

entfernt. Das nächste Naturschutzgebiet NSG Uelfetal mit Nebentaelern mit geschützten Bioto-

pen liegt ebenfalls nördlich des Plangebiets, rund 200 m entfernt. Aufgrund der topographischen 

Lage des Plangebiets und des Waldbestandes zwischen den Schutzgebieten und dem Gel-

tungsbereich, in den durch die Planung nicht eingegriffen wird, sind keine negativen Auswirkun-

gen der Planung zu erwarten. {6} 

Im Plangebiet oder der näheren Umgebung wurden bei der Erstellung der nationalen Gebiets-

liste des Landes Nordrhein-Westfalen auch keine FFH-Gebiete oder Vogelschutzgebiete aus-

gewiesen. {6} 

 

 Gewässer, Wasserschutzgebiete / Hochwasserrisiko 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 50, 4. Änderung befinden sich keine 

Oberflächengewässer oder Quellbereiche. Der Geltungsbereich liegt auch in keinem Wasser-

schutz- oder Überschwemmungsgebiet (HQ 100, 500 und > HQ 500). {6}  

In der Starkregengefahrenkarte NRW {7} sind im Plangebiet vereinzelte Bereiche mit Einstau-

höhen bis ca. 1 m sowie bis zu 2 m im Innenhof des Sport- und Seminarcenters angegeben. 

Die Einstauhöhen hängen vor allem mit der Topographie auf dem Gelände zusammen. Zur 

Sammlung und Rückhaltung des Niederschlagwassers werden Dachbegrünungen festgesetzt. 

Zum Baugenehmigungsverfahren wird nach Durchführung eines Überflutungsnachweises ge-

prüft, ob weitere Maßnahmen zur Rückhaltung des Regenwassers notwendig sind, wie z.B. 

private Rückhaltebecken, Muldensysteme. 
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Starkregengefahrenkarte extremes Ereignis  

(Quelle: Geoportal Starkregengefahrenkarte / Land NRW, abgerufen am 06.05.2026) 

 

 

5 Ausgangssituation 

 Heutige Nutzung des Plangebietes und stadträumliche Einordnung 

Das Plangebiet liegt am Rande eines Siedlungsgebietes, das durch Wohnnutzung und zahlrei-

che sportliche Angebote geprägt ist. In direkter Umgebung zum Plangebiet befindet sich ein 

Tennisverein, das Stadion Kollenberg sowie Wohnbebauung. Das Plangebiet selbst trägt mit 

dem Sport- und Seminarcenter, der Turnhalle, Vereinsheim und Wiesenbereichen zum sportli-

chen Angebot bei und verbindet dieses im Bereich des SSC mit einer Beherbergungsstätte. Im 

Norden des Plangebiets befindet sich ein 2-geschossiger Gebäudekomplex mit einem Parkplatz 

und einem Außenplatz für Basketball oder Tennis. Dieser Teilbereich des Plangebiets ist im 

Bestand zum Großteil versiegelt. Im Süden entlang der Jahnstraße befinden sich drei Wohnge-

bäude mit Gartenbereichen. Die Wohngebäude weisen 2 Vollgeschosse und ein zusätzliches 

Dachgeschoss auf. Weiter im Süden folgt die bis zu 2-geschossige Turnhalle mit vorgelagertem 

Parkplatz. Im Westen des Plangebiets ist ein Vereinsheim mit Umkleiden in einem 1-geschos-

sigen Gebäude verortet. In dem Bereich ist auch eine Hausmeisterwohnung untergebracht.  
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Östlich des Plangebiets befindet sich ein Wohngebiet, welches auf einem ehemaligen Sport-

platz errichtet wurde. Im Norden und Nordwesten wird das Plangebiet durch Wald umrandet. 

Im Westen schließt sich das Stadion Kollenberg an. Richtung Süden erstrecken sich entlang 

der Jahnstraße zwei bis dreigeschossige Mehrfamilien- und Einfamilienhäuser mit zusätzlichem 

Dachgeschoss. Im Osten schließt an den Tennisverein aufgelockerte Mehrfamilien- und Einfa-

milienhausbebauung an. Die Mehrfamilienhausbebauung entlang der Friesenstraße weist dabei 

3 Geschosse auf. 

Trotz der peripheren Lage am Siedlungsrand der Kernstadt Radevormwalds sind soziale Infra-

struktureinrichtungen sowie Nahversorgungsangebote in geringer Entfernung vorhanden. Der 

nächstgelegene Kindergarten befindet sich in rd. 850 m Entfernung (Evangelischer Kindergar-

ten an der Kottenstraße). Die Gemeinschaftsgrundschule Stadt sowie die Katholische Grund-

schule Lindenbaum sind jeweils rd. 800 m – 1.000 m vom Plangebiet entfernt und somit fußläu-

fig zu erreichen. Das Schulzentrum an der Hermannstraße mit seinen weiterführenden Bil-

dungsangeboten ist rd. 1 km entfernt. Die Innenstadt mit ihren Versorgungsangeboten ist eben-

falls rd. 1 km vom Plangebiet entfernt. 

 

 Verkehrserschließung und -anbindung 

Die örtliche Erschließung und Anbindung an das Stadtzentrum wird über die Jahnstraße ge-

währleistet. Anschlüsse an den überörtlichen Verkehr bestehen in rd. 1,3 km an die L 414 in 

Richtung Wuppertal und in rd. 1,1 km Entfernung an die B 229 in Richtung Remscheid (A 1) 

und Halver/ Lüdenscheid (A 45). 

 

 Altlasten 

Im Plangebiet befinden sich zwei Altlastenverdachtsflächen: Standort einer gemeldeten Schieß-

anlage (zugehörig zur Landessportschule 67.51.01-36-60) auf dem Gelände des Sport- und 

Seminarcenters sowie Standort einer ehemaligen Wäscherei (67.51.01-36-63) im Bereich des 

Gebäudes Jahnstraße 27.  

Diese sind in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt und in Hinweisen näher beschrieben. 

 

 Denkmalschutz 

Im Plangebiet befinden sich keine eingetragenen Bau- und Bodendenkmäler. Ein Denkmalbe-

reich liegt ebenfalls nicht vor.  

Hinweise auf zu berücksichtigende Kultur- und Sachgüter, wie archäologische Bodenfunde, lie-

gen innerhalb des Plangebietes nicht vor. 

 

 

6 Begründung der Planinhalte 

Mit den getroffenen Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wird die zukünftige Ent-

wicklung des Plangebiets planungsrechtlich gesichert und städtebaulich geordnet. Für das Ge-

lände des Sport- und Seminarcenters, das einer neuen Nutzung unterzogen werden soll, wird 
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die Umnutzung ermöglicht und gleichzeitig ein Spielraum geschaffen, um auf Wohn- und Pfle-

gebedarfe reagieren zu können. Für das restliche Plangebiet werden die Festsetzungen ent-

sprechend der bestehenden, etablierten Nutzungen getroffen, um diese für die Zukunft zu er-

halten. Wie in Kapitel 4.3 beschrieben wird für das gesamte Plangebiet im bestehenden Bebau-

ungsplan Nr. 50 ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Schulungsstätte“ festgesetzt. Die 

bisher festgesetzte Art der Nutzung soll nicht mehr verfolgt werden, weshalb der gesamte Be-

reich überplant wird. 

Die größte Änderung im Vergleich zum geltenden Planungsrecht ergibt sich durch die neuen 

Arten der baulichen Nutzung. Darüber hinaus werden teilweise kleinere Anpassungen des Ma-

ßes der baulichen Nutzung und eine Erweiterung der Baufelder vorgenommen, um kleinere 

Entwicklungsmöglichkeiten für die Zukunft zu erhalten. Die bestehenden Wohngebäude Jahn-

straße 25, 27 und 27a liegen derzeit ganz außerhalb von Baugrenzen. Diese werden mit der 

neuen Planung berücksichtigt. 

 

 Art der baulichen Nutzung – Allgemeines Wohngebiet 

Im Plangebiet wird eine rund 12.050 m² große Fläche im nördlichen Teilbereich als Allgemeines 

Wohngebiet festgesetzt. Dieses unterteilt sich in das Allgemeine Wohngebiet WA 1, welches 

das Gelände des Sport- und Seminarcenters überplant, und das Allgemeine Wohngebiet WA 

2, welches die bestehenden Wohngrundstücke Jahnstraße 25, 27 und 27 a abdeckt.  

Wie im ersten Kapitel bereits beschreiben soll für den Bereich des SSC (Allgemeines Wohnge-

biet WA 1) eine flexible Nutzung und Bebauung ermöglicht werden, die einerseits Wohn- und 

Pflegenutzungen zulässt und andererseits die bestehenden Beherbergungs- und sportliche 

Nutzungen nicht ausschließt. Das Sport- und Seminarcenter bietet Übernachtungsmöglichkei-

ten im Zusammenhang mit sportlichen Angeboten und Räumlichkeiten für Tagungen und Se-

minare an. Um diese Nutzungen zu ermöglichen wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA) fest-

gesetzt, in dem die sonst nur ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewer-

bes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO auch allgemein zulässig sind. 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 besteht das Ziel die bestehende Wohnbebauung zu sichern 

und kleinere Entwicklungsmöglichzeit zuzulassen. Hier bleiben Betriebe des Beherbergungs-

gewerbes ausnahmsweise zulässig. 

Gemäß § 4 Bau NVO dienen Allgemeine Wohngebiete vorwiegend dem Wohnen. Folgende 

Nutzungen, sind in beiden Allgemeinen Wohngebieten zulässig: 

• Wohngebäude,  

• die der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störenden Handwerksbetriebe,  

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Darüber hinaus im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 allgemein zulässig: 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

 
In beiden Allgemeinen Wohngebieten können gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zu-

gelassen werden: 
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• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

Darüber hinaus im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 ausnahmsweise zulässig: 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
 

Ausschluss bestimmter ausnahmsweise zulässiger Nutzungen für beide Allgemeine Wohnge-
biete 

Bei der vorliegenden Größe der Allgemeinen Wohngebiete und den angedachten und beste-

henden Nutzungen erweist sich die Ansiedlung von Verwaltungsgebäuden, Gartenbaubetrie-

ben und Tankstellen u.a. wegen der Großflächigkeit der Anlagen als nicht sinnvoll. Die Nach-

barschaft einer Tankstelle zu Wohnnutzungen wäre zudem wegen der Lichtemissionen und des 

zu erwartenden Fahrzeugverkehrs problematisch zu beurteilen. Alle drei Nutzungen können 

eine Verstärkung der Nutzungsintensität und des Verkehrsaufkommens in den anliegenden 

Wohngebieten erzeugen. Das umgebende Straßennetz ist für ein derart hohes Verkehrsauf-

kommen nicht geeignet und die vorhandene Wohnnutzung empfindlich gegen eine Erhöhung 

der verkehrsbedingten Emissionen. 

 

 Fläche für Sport- und Spielanlagen 

Ein Ziel der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 ist es, die bestehenden Sport- und Spiel-

anlagen zu sichern und für die Zukunft eine bedarfs- und nachfragegerechte Entwicklung dieser 

Flächen zu ermöglichen. Dieser Bereich wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB als eigenständige 

Fläche für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Sportgelände mit Vereinsheim 

und Sporthalle“ festgesetzt. 

In den textlichen Festsetzungen werden die zulässigen Anlagen geregelt: 

Zulässig sind der Zweckbestimmung dienende bauliche Anlagen. Darunter zählen beispiels-

weise  

• Anlagen für Ballspiele und Leichtathletik, wie  

− Turnhalle,  

− Bolzplatz, 

− Padelplatz  

• Vereinsheim mit Büro-, Aufenthalts- und Umkleideräumen, 

• dem Betrieb der Spiel- und Sportanlagen zugeordnete Betriebswohnungen. 

 

Bei der Aufzählung handelt es sich nicht um eine abgeschlossene Liste. Ähnliche Anlagen für 

verschiedene Sportarten sollen für die zukünftige Entwicklung zulässig sein. 

 

 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan durch die Grundflächen-

zahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ), die maximale Anzahl der Vollgeschosse und die 

Gebäudehöhe bestimmt. 



Bebauungsplan Nr. 50, 4. Änderung – Jahnstraße 

15 

 

 

 

Für das Allgemeine Wohngebiet WA 1 setzt der Bebauungsplan die Grundflächenzahl von 0,4, 

die Geschossflächenzahl von 1,2 mit bis zu drei Vollgeschossen fest. Für das Allgemeine 

Wohngebiet WA 2 wird entsprechend des bestehenden Planungsrechts eine GRZ von 0,4, eine 

GFZ von 0,8 und bis zu zwei Vollgeschosse festgesetzt. Die unterschiedlichen Festsetzungen 

ergeben sich aus den unterschiedlichen Zielen der beiden Wohngebiete. Während im Allgemei-

nen Wohngebiet WA 1 eine Umnutzung, Neubau und Nachverdichtung in der Höhe angestrebt 

wird, besteht im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 das Ziel der Bestandssicherung. Für die Fläche 

für Sport- und Spielanlagen wird auf die Festsetzung einer GRZ, GFZ und Anzahl der Ge-

schosse verzichtet. 

Die festgesetzten Grundflächenzahlen entsprechen der Festsetzung des bestehenden Pla-

nungsrechts sowie den Orientierungswerten gemäß § 17 BauNVO. Dadurch wird einer zusätz-

lichen, über das heute schon zulässige Maß hinausgehenden Versiegelung des Grundstücks 

entgegengewirkt. Die Geschossflächenzahl sowie die Anzahl der Vollgeschosse sind im Allge-

meinen Wohngebiet WA 1 im Vergleich zum bestehenden Bebauungsplan erhöht. Dadurch wird 

die Errichtung von Gebäuden in Form von Mehrfamilienhäusern mit 3 statt bisher 2 Vollgeschos-

sen zulässig. Die angedachte Nachverdichtung ermöglicht eine bessere Ausnutzung des 

Grundstücks, entspricht den Orientierungswerten gemäß § 17 BauNVO für WA und passt sich 

entlang der Jahnstraße an die Geschossigkeiten (Vollgeschosse mit Staffel- oder Dachge-

schoss) der umliegenden Wohnbebauung an. Die festgesetzte GFZ im Allgemeinen Wohnge-

biet WA 2 entspricht, genauso wie die Anzahl der Vollgeschosse, dem bestehenden Planungs-

recht, bildet die Bestandssituation ab und liegt unterhalb der Orientierungswerte gemäß § 17 

BauNVO. 

Darüber hinaus wird festgesetzt, dass innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA1 die fest-

gesetzt Grundfläche von 0,4 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO durch Garagen und Stellplätze mit 

ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie durch bauliche Anlagen un-

terhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu 

einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden darf. Das Gelände weist bereits im Be-

stand einen Versiegelungsgrad von über 0,7 auf. Mit der angedachten Entwicklung wird die 

Versiegelung unter anderem aufgrund von zusätzlichen notwendigen Stellplätzen, Feuerwehr- 

und Pkw-Zufahrt zum hinteren Bereich des Geländes sowie neuen Terrassen zunehmen. Gel-

ichzeitig soll die Möglichkeit gegeben werden, die bestehenden baulichen Strukturen auch für 

die zukünftige Entwicklung nutzen zu können. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 wird das Ziel 

der Bestandssicherung verfolgt. Hier werden keine besonderen Regelungen zur Überschreitung 

der GRZ durch Stellplätze, Zufahrten oder Nebenanlagen getroffen. Gemäß § 19 Abs. 4 

BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der benannten Anlagen bis zu 

50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. 

Somit ist für das Allgemeine Wohngebiet WA 2 für Nebenanlagen, Zufahrten, Stellplätze u. ä. 

ohne weitere Festsetzungen ein Versiegelungsgrad von bis zu 0,6 zulässig.  

Die maximale Gebäudehöhe wird fast überall mit 390,0 m über NHN festgesetzt. Das Maß ent-

spricht im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 und innerhalb der Fläche für Sport- und Spielanlagen 

der aufgerundeten Höhe der Bestandsgebäude. Im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets WA 

1 wird im südlichen Bereich die maximale Gebäudehöhe ebenfalls mit 390,0 m über NHN fest-

gesetzt, wodurch 3 Vollgeschosse ermöglicht werden. Im nördlichen Bereich wird die maximale 

Gebäudehöhe mit 385,0 m über NHN festgesetzt, da in diesem Bereich die Geländehöhen 5 m 

niedriger liegen und so im hinteren Bereich kein zusätzliches Nicht-Vollgeschoss ermöglicht 

wird. Die festgesetzten Gebäudehöhen ergeben Maße von circa 10 m über dem Gelände. Als 
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oberer Bezugspunkt gilt bei Satteldächern die Firstoberkante, bei Flachdächern die Attikaober-

kante des jeweils obersten Geschosses.  

Um einen gewissen Gestaltungsspielraum bei der Bauausführung zu ermöglichen, dürfen die 

festgesetzten Gebäudehöhen gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO durch untergeordnete Dachaufbau-

ten (wie z.B. Aufzugsschächte, Lüftungsanlagen, Lichtkuppeln, Dachbegrünungen, Solaranla-

gen und Photovoltaikanlagen, Antennen, Aufzugsüberfahrten, Kamine, Oberlichter) ausnahms-

weise um bis zu 1,5 m überschritten werden, wenn diese mindestens um das Maß ihrer Höhe 

von der Gebäudeaußenkante zurücktreten. Die Solar- und Photovoltaikanlagen müssen dabei 

nicht zurücktreten. Die vorgenannten Bauteile bzw. Anlagen wirken sich wegen ihrer geringen 

Ansichtsfläche kaum störend auf das Orts- und Landschaftsbild aus und erzeugen keine zu-

sätzlichen Geschossflächen. Das Orts- und Landschaftsbild bleibt somit trotz der zulässigen 

Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhen gewahrt. 

 

 Überbaubare Grundstücksfläche und Bauweise 

Die überbaubaren Flächen werden im Bebauungsplan zeichnerisch durch Baugrenzen festge-

setzt. Die Abgrenzung orientiert sich auch an der Bestandsbebauung und beinhaltet darüber-

hinausgehende Erweiterungsmöglichkeiten. Die festgesetzten Baufenster wurden so gefasst, 

dass ausreichend Spielraum bei der Planung und eine flexible Bebauung ermöglicht wird. 

Gleichzeitig werden zu den Grundstücksgrenzen Abstände eingehalten. Einer unverträglichen 

Nachverdichtung wird in den Allgemeinen Wohngebieten durch die festgesetzte GRZ, innerhalb 

der Fläche für Sport- und Spielanlage durch die vergleichsweise kleine Fläche der festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksflächen entgegengewirkt.  

Um den Grundstückseigentümern weitergehende Flexibilität bei der Ausgestaltung der Grund-

stücke zu bieten, wird eine Überschreitung der Baugrenzen durch Terrassenüberdachungen 

und Wärmepumpen ermöglicht. Terrassenüberdachungen dürfen die festgesetzten Baugren-

zen um 3,0 m überschreiten, solange der Abstand zu öffentlichen Verkehrsflächen von mind. 

3,0 m eingehalten wird. Die Überschreitungsmöglichkeit gilt nicht für Wintergärten. Wärmepum-

pen dürfen die festgesetzten Baugrenzen um 1,0 m überschreiten. Diese Regelung ist wichtig, 

um eine effiziente energetische Versorgung der Bestandsbebauung zu ermöglichen. 

Für den Bereich der Fläche für Sport- und Spielanlagen wird klargestellt, dass die Baugrenzen 

nur für Gebäude gelten. Bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, sind auch als Hauptanlagen 

außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. So werden die Bauten von Gebäuden 

eingeschränkt, die flächenhaften Sport- und Spielanlagen können aber weiterhin flexibel und 

nachfragegerecht auf der Fläche verortet werden. 

Bei Anwendung der festgesetzten Überschreitungsmöglichkeiten ist die festgesetzte GRZ wei-

terhin einzuhalten. 

Im Bebauungsplan wird im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und der Fläche für Sport- und Spiel-

anlagen auf die Festsetzung einer Bauweise verzichtet, da hierfür kein Erfordernis besteht. Die 

Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen genügt zur Gewährleistung einer geordne-

ten städtebaulichen Entwicklung. 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets WA 2 wird zum Schutz der Nachbarbebauung ent-

sprechend des bestehenden Planungsrechts und der Bestandssituation eine offene Bauweise 

festgesetzt. 
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 Stellplätze und Nebenanlagen 

Um die im Ursprungsplan vorhandenen Restriktionen für Nebenanlagen zu lockern und nega-

tive Auswirkungen auf das Ortsbild zu vermeiden, werden im Rahmen der 4. Änderung des 

Bebauungsplans nachfolgende Festsetzungen getroffen. 

Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind im gesamten Plangebiet allgemein zulässig.  

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 sind Garagen und Carports nur inner-

halb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Stellplätze sind auch außerhalb allgemein 

zulässig. 

Innerhalb der Fläche für Sport- und Spielanlagen sind Stellplätze nur innerhalb der überbauba-

ren Grundstücksfläche sowie innerhalb in der Planzeichnung festgesetzten der Fläche für Stell-

plätze zulässig, die die bestehende Stellplatzanlage umschließt.  

 

 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen  

Zur Sicherung des bestehenden Gehweges zum Stadion Kollenberg sowie zur Erschließung 

des westlichen Bereiches des Allgemeinen Wohngebiets WA 1 werden die für die Flächen ver-

schiedene Benutzungsrechte gesichert. 

Die in der Planzeichnung als GFL 1 festgesetzte Fläche liegt im nördlichen Bereich des Allge-

meinen Wohngebiets WA 2 und ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemein-

heit sowie einem Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Grundstücke, die innerhalb des Allge-

meinen Wohngebiets WA 1 liegen, zu belasten. Fahrzeuge zur Abfallentsorgung, Umzugswa-

gen etc. gehören definitionsgemäß zu den Anliegern. 

Die in der Planzeichnung als GFL 2 festgesetzte Fläche schließt an die Fläche GFL 1 an und 

verläuft bis zum Allgemeinen Wohngebiet WA 1. Diese GFL 2 -Fläche ist mit einem Geh-, Fahr- 

und Leitungsrecht zugunsten der Grundstücke, die innerhalb des WA 1 liegen, zu belasten. 

Zur besseren Realisierbarkeit wird für die oben aufgezählten Flächen weiterhin festgesetzt, 

dass von der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche um bis zu 2 m abgewichen werden 

kann. 

 

 Festsetzungen zum Immissionsschutz 

 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung durch-

geführt, in der die einwirkenden Sportgeräuschimmissionen gemäß 18. BImSchV untersucht 

wurden. {11} Als Ergebnis hat sich herausgestellt, dass es keine Konflikte mit den festgesetzten 

Allgemeinen Wohngebieten gibt. Lediglich im südwestlichen Baufenster, welches innerhalb der 

Fläche für Sport- und Spielanlagen liegt, ist aufgrund der direkten Nähe zum Stadion Kollenberg 

eine Überschreitung der Richtwerte an Sonn- und Feiertagen innerhalb der Ruhezeiten im Üb-

rigen in einem Teilbereich zu finden. Da innerhalb der Sport- und Spielfläche dem Betrieb der 

Spiel- und Sportanlagen zugeordnete Betriebswohnungen zulässig sind, wurden für den Be-

reich Festsetzungen zum Immissionsschutz notwendig. Der betroffene Bereich des Baufensters 

wurde in der Planzeichnung gekennzeichnet. 

Gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 24 BauGB wurde festgesetzt, dass innerhalb des in der Planzeichnung 

gekennzeichneten Bereiches öffenbare Fenster und Außentüren schutzbedürftiger Räume im 
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Sinne der DIN 4109 nur zulässig sind, wenn ihnen „kalte Wintergärten“ (verglaste Balkone) oder 

gleichwertige Maßnahmen (z.B. vorgehängte Fassaden, verlaste Laubengänge), die nicht zum 

dauerhaften Aufenthalt von Menschen dienen, vorgelagert sind. 

Die „kalten Wintergärten bzw. sonstige gleichwertige Maßnahmen sind so zu errichten, dass 

der Immissionsrichtwert der 18. BImSchV von 60 dB(A) an Werktagen außerhalb der Ruhezei-

ten und innerhalb der Ruhezeiten im Übrigen (8:00 bis 22:00 Uhr) sowie an Sonn- und Feierta-

gen außerhalb der Ruhezeiten und innerhalb der Ruhezeiten im Übrigen (9:00 bis 22:00 Uhr) 

am Immissionsort, d.h. 0,5 m außerhalb vor der Mitte des geöffneten Fensters eingehalten wird. 

An Werktagen innerhalb der Ruhezeit am Morgen (6:00 bis 8:00 Uhr) sowie an Sonn- und Fei-

ertagen innerhalb der Ruhezeit am Morgen (7:00 bis 9:00 Uhr) ist der Immissionsrichtwert von 

55 dB(A) und nachts (an Werktagen von 22:00 bis 6:00 Uhr und an Sonn- und Feiertagen von 

22:00 bis 7:00 Uhr) der Immissionsrichtwert von 45 dB(A) einzuhalten. 

Bei Einhaltung der vorgegeben Richtwerte durch die beschriebenen Maßnahmen sind Wohn-

nutzungen auch in diesem Bereich weiterhin vertretbar. Die Bestandswohnung ist davon nicht 

betroffen. Sie liegt zwar im gleichen Baufester jedoch im nordöstlichen Bereich. 

 

 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Im Zuge des Klimawandels und im Hinblick auf die zunehmenden Starkregenereignisse unter-

stützen Maßnahmen zur Reduzierung und Verzögerung des Spitzenabflusses durch Retention 

des Niederschlagswassers und ortsnahen Verdunstung die Klimaanpassung. Im Bebauungs-

plan wird daher festgesetzt, dass im gesamten Plangebiet die Dachflächen von neu zu errich-

tenden Hauptgebäuden und deren Anbauten mit einer Dachneigung von 0° - 5° sowie die Dach-

flächen von Garagen und Carports mindestens extensiv zu begrünen sind. Die Vegetationstrag-

schicht muss eine Stärke von mindestens 10 cm aufweisen, um ein relevantes Pflanzvolumen 

zu sichern. Hiervon ausgenommen sind die Dachflächen von Wintergärten und Terrassenüber-

dachungen sowie die erforderlichen Bereiche der Hauptgebäude, die der Belichtung, der Be- 

und Entlüftung und der Aufnahme technischer Anlagen dienen oder als Dachterrassen genutzt 

werden. Photovoltaikelemente über der Dachbegrünung bleiben zulässig.  

Die Verpflichtung zur Dachbegrünung ist auf Neubauten bzw. im Falle der Erneuerung des Da-

ches auf die Bestandsbebauung anzuwenden. Die bestehenden Gebäude sind bereits in ihrer 

Form genehmigt und stehen damit unter Bestandsschutz. 

 

 Örtliche Bauvorschriften zur Baugestaltung 

Dachform 

Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 89 BauO NRW wird für das Allgemeine Wohn-

gebiet WA 1 die Dachform Flachdach mit einer Neigung von 0° - 5° festgesetzt.  

Die gewählte Dachform entspricht der geplanten Gebäudetypologie der Mehrfamilienhäuser 

und der bestehenden Bebauung. Diese Festsetzung dient weiterhin zur Sicherung von Flächen 

für Dachbegrünung in Kombination mit Photovoltaikanlagen.  

Für das restliche Plangebiet, in dem vor allem die Bestanderhaltung als Ziel formuliert wurde, 

werden keine Dachformen festgesetzt. Die Bestandsgebäude weisen größtenteils Satteldächer 

auf. Ein Wechsel zu Flachdächern und damit auch die Ausgestaltung mit Dachbegründung in 
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Kombination mit PV-Anlagen soll für die Zukunft möglich bleiben. 

Werbeanlagen 

Mit der Festsetzung zu Werbeanlagen wird zum einen der erforderlichen städtebaulichen, ge-

stalterischen Ordnung Rechnung getragen und zum anderen die notwendige Flexibilität für Ge-

werbetreibende, die nach Maßgaben des § 4 BauNVO in Allgemeinen Wohngebieten aus-

nahmsweise zulässig sind, berücksichtigt. Der im Plangebiet bestehende Betrieb des SSC so-

wie die Sportvereine bzw. Sportanlagenbetreiber sollen sich auch weiterhin angemessen prä-

sentieren können. Dazu gehören Werbeanlagen, die auf eine Sichtbarkeit und Außenwirkung 

hin angelegt sind. Die Nachbarschaft des Plangebiets wird zum Großteil durch Wohnbebauung 

gebildet. Dies erfordert es, die Errichtung von Werbeanlagen mit besonderem Störpotenzial 

zum Beispiel durch grelles Licht, Blinklicht, Wechselwerbung, Projektionen etc. zu vermeiden.  

 

 Hinweise 

Artenschutz 

1. Bauzeitenregelung für bauliche Anlagen 

Individuelle Verluste von gebäudebrütenden Vogelarten während der Bauzeit sowie Zerstörung 

von deren Fortpflanzungsstätten sind zu vermeiden. Arbeiten an baulichen Anlagen sind zwi-

schen dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchzuführen. 

Individuelle Verluste von spaltenbesetzenden bzw. übertagenden Fledermäusen während der 

Bauzeit sind ebenfalls zu vermeiden. Arbeiten an baulichen Anlagen können von September 

bis Oktober (bei entsprechend hohen Temperaturen) durchgeführt werden.  

2. Bauzeitenregelung für Vegetation 

Individuelle Verluste von brütenden Vogelarten während der Bauzeit sowie Zerstörung von de-

ren Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind zu vermeiden. Entfernung von Vegetation ist zwi-

schen dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchzuführen. Sonstige Maßnahmen zur Baufeld-

freimachung (z.B. mit Abräumen von Wiese / höherer Krautvegetation) haben vorsorglich im 

gleichen Zeitraum zu erfolgen. 

Individuelle Verluste von spaltenbesetzenden bzw. übertagenden Fledermäusen während der 

Bauzeit sind ebenfalls zu vermeiden. Die Inanspruchnahme von Gehölzen ist zwischen dem 1. 

Dezember und 28./29. Februar durchzuführen. In einem besonders winterkalten Zeitraum sind 

auch unentdeckte Tagesquartiere von Fledermäusen ausgeschlossen. 

3. Besatzprüfung auf Fledermäuse 

Beim Vorfinden oder Vermuten unentdeckter Hohlräume an baulichen Anlagen oder Bäumen 

ist eine Untersuchungen auf Quartiernutzung durch eine Fachperson zu veranlassen. Bis zur 

Besatzprüfung sind diese Strukturen unangetastet zu lassen. Die weiteren Maßnahmen sind 

mit der ökologischen Baubegleitung und mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

4. Ökologische Baubegleitung 

Bei Nichteinhalten der Bauzeitenregelung hat eine Ökologische Baubegleitung stattzufinden. 

Dabei soll vor Beginn der Arbeiten durch eine Fachperson überprüft werden, ob aktuell genutzte 

Vogelniststätten, nicht flügge Jungvögel oder Fledermäuse in Baum- oder Gehölzbeständen, 

Gebäuden oder sonstigen betroffenen Bereich vorkommen. 
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Nur wenn ausgeschlossen werden kann, dass im Vorhabenbereich keine Vögel mehr brüten 

und keine Hinweise auf vorkommende Fledermäuse vorliegen, können die Arbeiten auch inner-

halb der Brutzeit durchgeführt werden. Ansonsten ist mit der Fortsetzung der Arbeiten abzuwar-

ten, bis die Jungtiere selbstständig sind bzw. (bei Nestflüchtern) den Bereich unter Obhut der 

Eltern verlassen können oder Fledermäuse ausgeflogen sind. 

5. Vermeidung Vogelschlag an Glas 

Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag an Glas sind zu berücksichtigen. 

6. Beleuchtungskonzept 

Eine großflächige nächtliche Beleuchtung im Plangebiet und seiner unmittelbaren Umgebung 

ist zu vermeiden, um einer Störung von Fledermäusen und anderen lichtsensiblen Tierarten 

entgegenzuwirken. Vermieden werden sollen Streulicht und großräumige Anlockeffekte. Emp-

fehlenswert sind die Verwendung von (insektenneutralen) Leuchtmitteln mit niedrigem UV-An-

teil und die Beschränkung der Betriebsdauer der Lampen auf das unbedingt notwendige Maß. 

Bodendenkmal 

Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Kommune Radevormwald als 

Untere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außen-

stelle Overath, Gut Eichthal, Eichthal 1, Telefon 02206/9030-0, Fax 02206/9030-22, unverzüg-

lich zu informieren. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der/die Eigentümer*in, die Person, die 

das Grundstück besitzt, der/die Unternehmer*in und der/die Leiter*in der Arbeiten. Bodendenk-

mal und Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert 

zu belassen (§ 16 DSchG NRW). 

Altlastenverdachtsflächen 

1. Die im Norden des Plangebiets, im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets WA 1 befindliche 

Eintragung ist nur eine Vormerkung und noch ohne Verdachtsbewertung. Es handelt sich um 

den Standort einer gemeldeten Schießanlage (zugehörig zur Landessportschule 67.51.01-36-

60). Es liegen Hinweise vor, dass mit bleihaltiger Munition und/oder auf PAK-haltige Tontauben 

geschossen wurde. Vor Aufnahme der Wohnnutzung ist auf der Fläche eine Gefährdungsab-

schätzung gemäß den Vorgaben der BBodSchV (§§ 10 ff.) hinsichtlich des Wirkungspfades 

Boden-Mensch durchzuführen. Eine vorherige Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbe-

hörde wird empfohlen. 

2. Die im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets WA 2 befindliche Eintragung ist nur eine Vor-

merkung und noch ohne Verdachtsbewertung. Hierbei handelt es sich um einen Standort einer 

ehemaligen Wäscherei (67.51.01-36-63). Das damalige Gebäude wurde um 1999 abgerissen 

und das Grundstück neu bebaut. Inwieweit im Boden eine schädliche Bodenverunreinigung 

gem. § 3 BBodSchV vorliegt, kann noch nicht genau abgeschätzt werden. Vor einer Umnutzung 

des Areals ist eine historische Erkundung zur Ermittlung der Erforderlichkeit einer orientieren-

den Untersuchung gem. § 12 BBodSchV hinsichtlich der Nutzung als Wohngebiet durch einen 

umweltgeologisch versierten Gutachter (§ 18 BBodSchG) durchzuführen. 

Kampfmittel 

Beim Auffinden von Bombenblindgängern /Kampfmitteln während der Erd- /Bauarbeiten sind 

aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienst-

stelle, die zuständige Ordnungsbehörde oder direkt der KBD (Kampfmittelbeseitigungsdienst) 

zu verständigen. 
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Bei Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 

Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Bohrlochdetektion empfohlen.  

Einsichtnahme in technische Regelwerke 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vor-

schriften sowie Richtlinien anderer Art) können bei der Stadt Radevormwald, Amt für Stadtent-

wicklung, Bauen und Nachhaltigkeit, Hohenfuhrstr. 13, (2. Obergeschoss), 42477 Radevorm-

wald, eingesehen werden. 

 

 

7 Erschließung 

Die Zufahrt erfolgt über die bereits bestehenden Zufahrten von der Jahnstraße aus. Das Allge-

meine Wohngebiet WA2 sowie die Fläche für Sport- und Spielanlagen werden zusätzlich über 

einen bestehenden Gehweg zum Stadion erschlossen. Dieser Bereich wurde als Fläche für 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gesichert. Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird zum 

jeweiligen Bauantragsverfahren neu berechnet und geprüft werden. Die notwendigen Stell-

plätze sind dabei innerhalb der Privatgrundstücke nachzuweisen.  

 

 Ver- und Entsorgung 

Die notwendigen Einrichtungen zur Ver- und Entsorgung sind aufgrund der vorhandenen Nut-

zungen innerhalb des Plangebietes sowie in den angrenzenden Straßenbereichen in ausrei-

chendem Umfang vorhanden oder sind ggf. im Rahmen der Baumaßnahmen anzupassen bzw. 

zu erweitern. Das Niederschlagswasser soll wie im Bestand in dem Mischwasserkanal in der 

Jahnstraße entsorgt werden. Da sich die Grundflächenzahl im Vergleich zum bestehenden Pla-

nungsrecht nicht verändert, kann angenommen werden, dass es zu keiner zusätzlichen Versie-

gelung kommen wird. Durch die festgesetzte Dachbegründung kann ein Anteil des Nieder-

schlagwassers zurückgehalten werden und verdunsten. 

 

 

8 Flächenbilanz 

Flächengröße des Geltungsbereiches gesamt: 20.422 m² 

Davon: 

Allgemeines Wohngebiet WA1 9.171 m² 

Allgemeines Wohngebiet WA 2 2.877 m² 

Fläche für Sport- und Spielanlagen 8.374 m² 
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9 Planungs- und Standortalternativen 

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind im Rahmen eines Bauleitverfahrens Planungsalternativen, die 

für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, aufzuzeigen und zu 

prüfen. 

Für einen Teilbereich wird mit dem Planungsrecht lediglich die Bestandssituation gesichert. 

Hierfür gibt es keine Alternativflächen. Lediglich für den nördlichen Teilbereich des Plangebiets 

(WA 1) ist eine Umnutzung mit Umbaumaßnahmen vorgesehen. Wie bereits in Kapitel 5 be-

schrieben, sind die Grundstücke derzeit bebaut und genutzt. Die Fläche liegt im Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans Nr. 50 sowie dessen 3. Änderung, der eine Bebauung der Grund-

stücke mit einer Schulungsstätte zulässt. Eine Alternative wäre es, das bestehende Planungs-

recht nicht zu ändern. Dadurch würde an dieser Stelle die Gelegenheit zur zukünftigen bedarfs-

orientierten Entwicklung des Plangebiets und zur Schaffung von in Radevormwald benötigten 

Wohnraum nicht genutzt werden.  

Eine Entwicklung der Fläche als Mischgebiet oder Gewerbegebiet ist aufgrund des Immissions-

schutzanspruches der an das Plangebiet anschließenden Reinen und Allgemeinen Wohnge-

biete nicht möglich. 

Eine weitere Alternative wäre, an dieser Stelle für das gesamte Plangebiet oder einen Teilbe-

reich eine Grünfläche oder Fläche für Wald festzusetzen, um die Fläche zukünftig zu entsiegeln, 

ökologisch wertvoll zu gestalten und die positiven klimatischen Auswirkungen auf die umge-

bende Wohnnutzung zu nutzen. Dafür müsste jedoch erst die bestehenden Nutzungen aufge-

geben und die Bebauung zurückgebaut werden. In diesem Fall würde vorhandenes, bereits 

erschlossenes Bauland nicht weiterhin für bauliche Nutzung genutzt und entwickelt. Dies wider-

spricht dem Gebot zur Innenentwicklung gemäß § 1 Abs. 5 und § 1a Abs. 2 BauGB und würde 

zur Inanspruchnahme von nicht bebauten Außenbereichsflächen an anderer Stelle führen, da 

der Bedarf an Wohnraum in der Stadt Radevormwald weiterhin besteht.  

 

 

10 Auswirkungen der Planung 

 Natur, Landschaft und Umwelt 

Da das Bebauungsplanverfahren nach § 13a durchgeführt wird (Bebauungsplan der Innenent-

wicklung), wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB von der 

Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 

2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Infor-

mationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 

BauGB abgesehen. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB sind Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-

lung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor 

der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig und somit nicht auszugleichen. Im Bebau-

ungsplanverfahren sind ungeachtet dessen u.a. die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, 

Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und 

die Landschaftspflege zu berücksichtigen. 

Da für das Plangebiet bereits vorher Baurecht bestand (s. Kapitel 4.3), und das Plangebiet be-

reits bebaut ist, sind durch die Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 nur 
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geringfügige Auswirkungen auf die Natur, Landschaft und Umwelt zu erwarten. Die Änderungen 

beziehen sich größtenteils auf Änderung der Art der Nutzung vom Sondergebiert für Schulungs-

stätten zu Allgemeinen Wohngebieten und Fläche für Sport- und Spielanlagen. Die festgesetzte 

Grundflächenzahl und Bauweise in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 entspricht 

den getroffenen Festsetzungen im bisherigen Bebauungsplan. Für den Bereich der Flächen für 

Sport- und Spielanlagen wird auf eine Festsetzung der GRZ verzichtet. Die bestehenden Ge-

bäude werden jedoch durch Baugrenzen gesichert und mit Erweiterungsmöglichkeiten be-

grenzt. Eine Nachverdichtung erfolgt in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 durch 

größere Baufenster sowie im WA 1 durch eine höhere Anzahl zulässiger Vollgeschosse und 

damit eine höhere GFZ. Die Höhenentwicklung wird dabei durch die festgesetzten maximalen 

Gebäudehöhen verträglich eingeschränkt. 

Zur Verbesserung der klimatischen Situation und Vorbeugung von Starkregenereignissen wird 

im gesamten Plangebiet bei Errichtung neuer Flachdächer die Verpflichtung zur Dachbegrü-

nung festgesetzt.  

Im Plangebiet befinden sich zwei Altlastenverdachtsflächen. Diese sind in die Planzeichnung 

nachrichtlich übernommen worden. Der Umgang mit den Flächen und möglicher Untersu-

chungsbedarf wurden in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde als Hinweis (s. Kap. 

6.10) in die Planzeichnung aufgenommen. Diese sind bei Umnutzung im Rahmen des Bauge-

nehmigungsverfahrens zu beachten. 

Damit ergeben sich keine negativen Veränderungen für die oben genannten Schutzgüter. Auf 

die Auswirkungen auf den Artenschutz sowie menschliche Gesundheit in Form von Schallbe-

lastung wird in den kommenden Unterkapiteln eingegangen. 

Artenschutz 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Artenschutzprüfung Stufe I {9} durchge-

führt. Geschützte Pflanzenarten wurden im Plangebiet nicht beobachtet. Aufgrund der Biotop-

strukturen und nach Auswertung der Daten kann ein Vorkommen von geschützten Pflanzenar-

ten ausgeschlossen werden. Die folgenden Ausführungen werden aus den Habitatansprüchen 

der planungsrelevanten Arten bzw. (Tier-)gruppen und der Bestandsaufnahme der Lebens-

raumtypen / Fortpflanzungs- und Ruhestätten abgeleitet. Im Ergebnis wird eine mögliche Be-

troffenheit durch die Bebauungsplanumsetzung prognostiziert. 

Säugetiere (Fledermäuse, Haselmaus) 

Von den durch die Planung vorbereiteten möglichen Abriss-, Um- und Neubaumaßnahmen an 

Gebäudestrukturen sind insbesondere Fassaden oder Dachbereiche betroffen, die je nach 

Struktur ein Potenzial hinsichtlich Fortpflanzungs- und Ruhestätten für gebäudebewohnende 

Fledermausarten aufweisen können. Dieses Potenzial besteht auch für Spalten oder Hohl-

räume an Bäumen. Es konnten aktuell keine Hinweise auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 

planungsrelevanten Fledermausarten an Gebäuden oder Bäumen festgestellt werden. Grund-

sätzlich können bei einzelnen größeren Bäumen frostfreie große Hohlräume, die vom Boden 

aus nicht entdeckt werden können, aber nicht ausgeschlossen werden. Dieses gilt in höherem 

Maße auch für kleinere bisher unentdeckte Hohlräume oder Spalten z.B. an älteren Schnitt- 

oder Bruchstellen, Zwieseln oder Astgabeln sowie Rindenspalten oder auch Spaltenverstecken 

an Gebäuden, die sich als Tagesverstecke eignen.  

Geeignete Habitate für die Haselmaus mit Futterpflanzen (Haselsträucher), Laubstreu am Bo-

den und Gehölzrandstrukturen befinden sich im Plangebiet nur im nordwestlichen, waldartig 
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ausgeprägten Bereich. Hinweise auf Haselmausnester haben sich bei der Ortsbegehung jedoch 

nicht ergeben. 

Es könnten Fledermausindividuen in Tagesverstecken betroffen sein, jedoch besteht kein sig-

nifikant erhöhtes Tötungsrisiko aufgrund der Mobilität der Tiere. 

Gebäudebewohnende Vogelarten 

Das Vorkommen von im Messtischblatt aufgeführten Fels- und Nischen bzw. Gebäudebrütern 

wie etwa Rauchschwalbe (Hirundo rustica), Mehlschwalbe (Delichon urbica), Feldsperling (Pas-

ser- montanus), Turmfalke (Falco tinninculus) sowie den Eulenarten Uhu (Bubo bubo), Schlei-

ereule (Tyto alba) und Waldkauz (Strix aluco) setzt den Bestand geeigneter Gebäude voraus. 

Die von möglichen Baumaßnahmen betroffenen Gebäude weisen keine Strukturen auf, die für 

die genannten planungsrelevanten Vogelarten geeignet sind bzw. es wurden keine Hinweise 

auf mögliche Fortpflanzungs- und Ruhestätten festgestellt. Einzelne Brutstätten zu anderen 

Zeitpunkten – z.B. von Staren (Sturnus vulgaris) oder Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoeni-

curus) können jedoch nicht vollständig ausgeschlossen werden. Für die genannten Arten ist 

das Vorkommen auf den im Plangebiet liegenden Flächen als Nahrungsgast möglich. Nah-

rungsgäste sind jedoch ausreichend mobil und können auf die in der Umgebung ausreichend 

vorhandenen Habitate ausweichen. Es handelt sich allenfalls um ein potentielles, nicht essen-

tielles Jagdgebiet. 

Es könnten Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu anderen Zeitpunkten betroffen sein. Es besteht 

dann ein Tötungsrisiko für immobile Küken. 

Sonstige Vogelarten: Nutzer wiederholt genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestätten – Gebüsch-

brüter , Bewohner von Säumen und Gartenflächen 

Die Gärten im nördlichen Plangebiet werden bei Umsetzung der 4. Änderung des Bebauungs-

plans anlage- oder baubedingt in Anspruch genommen, wodurch es durch Rodung oder Rück-

schnitt zu (Teil-)Verlusten der vorhandenen Bäume und Sträucher kommt. Im Kronen- und 

Stammbereich geeigneter Gehölze und Bäume wurden keine Baumhöhlen als potentielle Fort-

pflanzungs- und Ruhestätte festgestellt. Grundsätzlich ist das Vorkommen unentdeckter Nist-

höhlen oder Niststätten von geschützten Vogelarten niemals auszuschließen. Wiederholt ge-

nutzte Niststätten (größere Nester von Krähen oder Elstern oder Greifvogelhorste) wurden nicht 

gesichtet. Für einige Arten wie dem im Messtischblatt genannten Mäusebussard (Buteo buteo) 

oder dem Rotmilan (Milvus milvus) ist das Vorkommen als Nahrungsgast möglich. Nahrungs-

gäste sind jedoch ausreichend mobil und können auf die in der Umgebung ausreichend vorhan-

denen Habitate ausweichen. Hinweise auf das Vorkommen gebüsch-, saum-, oder gartenbe-

wohnender planungsrelevanter Vogelarten wie z.B. vom Bluthänfling (Linaria cannabina) haben 

sich im Rahmen der Ortsbegehung nicht ergeben. Einzelne Niststätten zu einem anderen Zeit-

punkt sind grundsätzlich nie ganz auszuschließen. 

Es könnten Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu anderen Zeitpunkten betroffen sein. Es besteht 

dann ein Tötungrisiko für immobile Küken. 

Maßnahmen Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen der planungsrelevanten Ar-

ten 

Im Zusammenhang mit den Schädigungs- und Störungsverboten des § 44 BNatSchG wird im 

Rahmen der artenschutzrechtlichen Vorprüfung für die abschließende Prognose artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände davon ausgegangen, dass planungsrelevante Arten von der Pla-

nung nicht betroffen sind. 
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Dazu sind die folgenden Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen 

der planungsrelevanten Arten durchzuführen, um die Genehmigungsfähigkeit der 4. Änderung 

des Bebauungsplans Nr. 50 „Jahnstraße“ aus artenschutzrechtlicher Sicht zu gewährleisten. 

Die Maßnahmen werden im Bebauungsplan als Hinweis aufgenommen. Darüber hinaus wer-

den im Gutachten noch weitere zusätzliche Maßnahmen empfohlen, die für die Genehmigung 

jedoch nicht erforderlich sind. 

1. Bauzeitenregelung für bauliche Anlagen 

Individuelle Verluste von gebäudebrütenden Vogelarten während der Bauzeit ("Tötungsverbot") 

sowie Zerstörung von deren Fortpflanzungsstätten können vermieden werden, wenn Arbeiten 

an baulichen Anlagen möglichst zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchgeführt 

werden. 

Individuelle Verluste von spaltenbesetzenden bzw. übertagenden Fledermäusen während der 

Bauzeit können außerdem vermieden werden, wenn Arbeiten an baulichen Anlagen möglichst 

von September bis Oktober (bei entsprechend hohen Temperaturen) durchgeführt werden. Die 

Tiere haben in der Regel ein Winterquartier dann noch nicht bezogen und sind zu diesem Zeit-

punkt ausreichend mobil, um ihre Tagesverstecke zu verlassen. 

2. Bauzeitenregelung für Vegetation 

Individuelle Verluste von brütenden Vogelarten während der Bauzeit ("Tötungsverbot") sowie 

Zerstörung von deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten können vermieden werden, wenn die 

Entfernung von Vegetation zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchgeführt wird. 

Aus Gründen des allgemeinen Artenschutzes ist eine solche Regelung gemäß § 39(5)2 

BNatSchG für Vegetation vorgeschrieben. Sonstige Maßnahmen zur Baufeldfreimachung (z.B. 

mit Abräumen von Wiese / höherer Krautvegetation) erfolgen vorsorglich zum Schutz von Brut-

vögeln bzw. ihren Eiern im gleichen Zeitraum. 

Individuelle Verluste von spaltenbesetzenden bzw. übertagenden Fledermäusen während der 

Bauzeit ("Tötungsverbot“) können außerdem vermieden werden, wenn die Inanspruchnahme 

von Gehölzen möglichst zwischen dem 1. Dezember und 28./29. Februar durchgeführt wird. In 

einem besonders winterkalten Zeitraum sind auch unentdeckte Tagesquartiere von Fledermäu-

sen ausgeschlossen. 

3. Besatzprüfung auf Fledermäuse 

Es sollte eine Untersuchungen auf Quartiernutzung beim Vorfinden unentdeckter Hohlräume 

an baulichen Anlagen oder Bäumen durch eine Fachperson veranlasst werden, wenn diese 

Strukturen vermutet oder vorgefunden werden. Bis zur Besatzprüfung sind diese Strukturen 

generell unangetastet zu lassen. Die weiteren Maßnahmen sind mit der ökologischen Baube-

gleitung und mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

4. Ökologische Baubegleitung 

Es soll bei Nichteinhalten der Bauzeitenregelung eine Ökologische Baubegleitung stattfinden. 

Dabei soll vor Beginn der Arbeiten durch eine Fachperson überprüft werden, ob aktuell genutzte 

Vogelniststätten, nicht flügge Jungvögel oder Fledermäuse in Baum- oder Gehölzbeständen, 

Gebäuden oder sonstigen betroffenen Bereich vorkommen. 

Nur wenn ausgeschlossen werden kann, dass im Vorhabenbereich keine Vögel mehr brüten 
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und keine Hinweise auf vorkommende Fledermäuse vorliegen, können die Arbeiten auch inner-

halb der Brutzeit durchgeführt werden. Ansonsten ist mit der Fortsetzung der Arbeiten abzuwar-

ten, bis die Jungtiere selbstständig sind bzw. (bei Nestflüchtern) den Bereich unter Obhut der 

Eltern verlassen können oder Fledermäuse ausgeflogen sind. 

Da das Vorkommen bzw. die Betroffenheit planungsrelevanter Arten auch unter Berück-

sichtigung von Artenschutzmaßnahmen zur Vermeidung im Plangebiet ausgeschlossen 

werden, tritt eine Erfüllung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1-3 BNatSchG 

nicht ein. Es ist keine vertiefende Art-für-Art-Betrachtung im Rahmen einer Artenschutz-

prüfung der Stufe II erforderlich. 

 

Schall 

Gemäß der Umgebungslärmkartierung NRW {8} ist das Plangebiet und die direkte Umgebung 

weder durch Fluglärm noch durch Verkehrslärm vorbelastet. Der Lärmaktionsplan der Stadt 

Radevormwald, 4. Runde von Mai 2024 {10} bestätigt dies ebenfalls. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung {11} 

durchgeführt, welche die auf das Plangebiet, vor allem auf die in den Allgemeinen Wohngebie-

ten festgesetzte Wohnnutzung, einwirkenden Sportgeräuschimmissionen gemäß 18. BImSchV 

beurteilt hat. Dabei wurden sportliche Anlagen aus der Umgebung des Plangebiets sowie die 

Flächen für Sport- und Spielanlagen innerhalb des Plangebiets betrachtet. 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass in den Baufenstern innerhalb der Allgemeinen Wohn-

gebiete WA 1 und WA 2 die Richtwerte in allen Beurteilungszeiträumen mindestens eingehalten 

werden. Lediglich im südwestlichen Baufenster, welches innerhalb der Fläche für Sport- und 

Spielanlagen liegt, ist aufgrund der direkten Nähe zum Stadion Kollenberg eine Überschreitung 

der Richtwerte an Sonn- und Feiertagen innerhalb der Ruhezeiten im Übrigen in einem Teilbe-

reich zu finden. Zum Schutz der in der Fläche für Sport- und Spielanlagen zulässigen Betriebs-

wohnungen wurden für den betroffenen Bereich Festsetzungen zum Immissionsschutz getrof-

fen, durch die gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch in diesem Bereich gewährleistet 

werden (s. Kap. 6.7). Die bestehende Betriebswohnung liegt zwar im gleichen Baufester, jedoch 

im nordöstlichen Teilbereich und ist durch die Überschreitung nicht betroffen.  

Eine Überschreitung des Spitzenpegelkriteriums kann überall ausgeschlossen werden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass im gesamten Plangebiet gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse eingehalten werden können. 

 

 Verkehr 

Im nördlichen Teilbereich des Plangebiets, Allgemeines Wohngebiet WA 1, geht der beste-

hende Betrieb des Sport- und Seminarcenters mit Besucher- und Mitarbeitendenverkehr einher. 

Durch die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets und die Errichtung des ersten Wohn-

gebäudes könnte es zu einer Erhöhung des Verkehrsaufkommens kommen. Einerseits kommt 

Bewohnerverkehr hinzu, andererseits wird jedoch der Verkehr des Sport- und Seminarcenters 

etwas verringert, da sich durch die zusätzliche Wohnnutzung die Nutzfläche des SSC verringern 

wird. Für das restliche Plangebiet werden die bestehenden Nutzungen planungsrechtlich gesi-

chert. Hier ist mit keiner relevanten Verkehrszunahme zu rechnen. Durch die festgesetzten bau-

lichen Dichten, den Ausschluss verkehrsintensiver Nutzungen und die begrenzte Größe des 
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Plangebiets wird auch in zukünftiger Entwicklung nicht mit einem unverträglichen Anstieg des 

Verkehrsaufkommens gerechnet. 

 

 Bodenordnung 

Im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren wird eine Grundstücksbereinigung vorgenom-

men. Ein Teil des Grundstücks 165 (im Eigentum der Investorin) wird derzeit durch den süd-

westlich angrenzenden Sportplatz mitgenutzt. Während ein Teil des Grundstücks 270 (im Ei-

gentum der Stadt Radevormwald), nördlich des bestehenden Weges als Gelände des SSC (WA 

1) mitgenutzt wird. Mit der neuen Grundstücksaufteilung wird die Grundstückssituation entspre-

chend der bestehenden Nutzungen und unter Berücksichtigung der notwendigen verkehrlichen 

Erschließung des WA 1, unter anderem für Rettungs- und Feuerwehrfahrzeuge, im hinteren 

Bereich des Geländes. Es wird beabsichtigt, die betroffenen Grundstücksbereiche zwischen 

den Eigentümern zu „tauschen“. Für den bestehenden Weg innerhalb des Grundstücks 270 

wird ein Fahr- und Gehrecht gesichert.  
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11 Rechtsgrundlagen 

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 

2025 I Nr. 348) geändert worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO), Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), die zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

Planzeichenverordnung 1990, (PlanzV), Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 

und die Darstellung des Planinhalts vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) geändert worden ist. 

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 

2018) in der Fassung vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172) geändert worden ist.  
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